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Sachverhalt

Eine private Mandatsträgerin, die als Vormundin ein grösseres Vermögen ihres Bruders verwaltet, möchte das gesamte vormundschaftlich verwaltete Vermögen von der Grossbank, bei der dieses Vermögen bis jetzt verwaltet wurde zu einer Privatbank mit Hauptsitz im Ausland transferieren, weil der langjährige bankseitige Berater und Betreuer dieses Vermö-gens die Grossbank verlässt und eine Stelle bei der Privatbank antritt. Die Privatbank hat nun die Vormundin aufgefordert, die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde einzuholen für diesen Vermögenstransfer.
Ausserdem ersucht die Vormundin die Vormundschaftsbehörde um Zustimmung zur Eröffnung eines Postkontos zur Abwicklung des laufenden Zahlungsverkehrs.

Die zuständige Vormundschaftsbehörde einer Gemeinde im Kanton Bern erkundigt sich, 

· ob für einen solchen Vermögenstransfer die Zustimmung der VB erforderlich sei und was allenfalls vorgängig abgeklärt werden müsste;

· ob die VB die Zustimmung zum Vermögenstransfer verweigern könnte weil es sich um eine Bank mit ausländischem Hauptsitz handelt;

· ob für die Eröffnung eines Postkontos die Zustimmung der VB erforderlich sei.

Erwägungen

1. Die massgebende bundesrechtliche Bestimmung findet sich in Art. 401 Abs. 1 ZGB. Danach hat der Vormund Bargeld, soweit er dessen nicht für den Bevormundeten bedarf, in einer von der Vormundschaftsbehörde oder durch kantonale Verordnung hierfür bezeichneten Kasse oder in Werttiteln, die von der Vormundschaftsbehörde nach Prüfung ihrer Sicherheit genehmigt werden, anzulegen. Art. 402 ZGB hält zudem fest, dass Kapitalanlagen, die nicht genügende Sicherheit bieten durch sichere Anlagen zu ersetzen sind (Abs. 1), was jedoch nicht zur Unzeit, sondern unter Wahrung der Interessen des Bevormundeten vorgenommen werden soll (Abs. 2).
2. Weder im Gesetz noch in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung findet sich eine Definition der sog. „Mündelsicherheit“. Die Lehre versteht darunter allgemein eine risikoarme, nominelle Anlage. Dabei handelt es sich nicht um eine Rechtsfrage, sondern um eine wirtschaftliche Betrachtungsweise.

3. Im vorliegenden Fall steht jedoch nicht die mündelsichere und bereits diversifizierte Anlage des Mündelvermögens zur Diskussion – nach Auffassung der zuständigen Aufsichtsbehörde entsprechen die vorhandenen Anlagen den Empfehlungen der Konferenz der Kantonalen Vormundschaftsbehörden. Es geht also einzig um die Frage, ob die Privatbank mit Hauptsitz im Ausland das vorhandene Vermögensporte-feuille verwalten dürfe.
4. Der Kanton Bern hat weder in einer Verordnung noch in internen Richtlinien eine Liste von Bankinstituten bezeichnet, die vormundschaftlich verwaltetes Vermögen verwalten dürfen. Damit liegt es im Ermessen und in der Verantwortung der zuständi-gen Vormundschaftsbehörde, die Zustimmung zu diesem Vermögenstransfer zu erteilen. Entgegen einer früheren Praxis Vermögen von Personen, die unter einer vormundschaftlichen Massnahme stehen, nur bei Kantonalbanken zu platzieren und verwalten zu lassen, sind heute grundsätzlich alle Banken, die dem Bankengesetz unterstehen, dazu berechtigt.
5. Die Eröffnung eines Postkontos für die Abwicklung des Zahlungsverkehrs liegt in der Kompetenz des Vormunds, der dafür nicht die Zustimmung der Vormundschafts-behörde einzuholen braucht.
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